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646. Verordnung: Änderung der Verordnung über die Festsetzung von pauschalierten Aufwandsentschä-
digungen für Beamte im Gefangenenaufsichtsdienst und für Jugenderzieher an
Justizanstalten

647. Verordnung: Änderung der Verordnung über den Gebührentarif für Untersuchungen nach dem
Pflanzenschutzgesetz

648. Verordnung: Änderung der Verordnung über die gemäß § 11 des Saatgutgesetzes 1937 zu
entrichtende Plombierungsgebühr

649. Verordnung: Änderung der Verordnung über den Krankentransport und die Anstaltspflege von
Wehrpflichtigen

650. Verordnung: Änderung der Verordnung über die Kennzeichnung flüssiger Haushaltsreinigungsmit-
tel auf Tensidbasis

651 . Verordnung: Änderung der Verordnung über die Kennzeichnung flüssiger händischer Geschirrspül-
mittel

652 . Verordnung: Änderung der Verordnung über die Kennzeichnung flüssiger Waschmittel für Textilien
653. Verordnung: Änderung der Verordnung über die Kennzeichnung flüssiger Weichspülmittel
654. Verordnung: Studienordnung Elektrotechnik

646. Verordnung des Bundesministers für
Justiz, mit der die Verordnung des Bundesmini-
sters für Justiz über die Festsetzung von
pauschalierten Aufwandsentschädigungen für
Beamte im Gefangenenaufsichtsdienst und für
Jugenderzieher an Justizanstalten geändert

wird

Auf Grund des § 20 in Verbindung mit §15 Abs. 2
des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, in der
Fassung der 24. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl.
Nr. 214/1972, wird mit Zustimmung des Bundes-
kanzlers und des Bundesministers für Finanzen
verordnet:

Artikel I

Der § 4 der Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 4. Mai 1973, BGBl. Nr. 227, in der
Fassung der Verordnung vom 14. März 1989, BGBl.
Nr. 170, über die Festsetzung von pauschalierten
Aufwandsentschädigungen für Beamte im Gefange-
nenaufsichtsdienst und für Jugenderzieher an
Justizanstalten wird wie folgt geändert:

„§ 4. Die Aufwandsentschädigung nach § 3
beträgt für jede Stunde der Dienstleistung 17,— S.
Für Bruchteile einer Stunde gebührt der verhältnis-
mäßige Teil des vollen Stundensatzes."

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Dezember 1991 in
Kraft.

Michalek

647. Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft, mit der die
Verordnung über den Gebührentarif für
Untersuchungen nach dem Pflanzenschutzge-

setz geändert wird

Auf Grund des § 9 Abs. 3 und 4 des Pflanzen-
schutzgesetzes, BGBl. Nr. 124/1948, zuletzt geän-
dert durch das Pflanzenschutzmittelgesetz, BGBl.
Nr. 476/1990, und des §46 Abs. 1 lit. a des
Forstgesetzes 1975, BGBl. Nr. 440, in der Fassung
der Forstgesetz-Novelle 1987, BGBl. Nr. 576, wird
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen verordnet:

Artikel I

Die Verordnung des Bundesministers für Land-
und Forstwirtschaft über den Gebührentarif für
Untersuchungen nach dem Pflanzenschutzgesetz,
BGBl. Nr. 401/1991, wird wie folgt geändert:
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1. §2 lautet:

„§ 2. Ein Punkt der in der Anlage und im § 1
Abs. 2 festgesetzten Gebühren entspricht einem
Betrag von 11,60 S."

2. § 3 lautet:

„§ 3. Reisekosten, die im Zusammenhang mit
Untersuchungen gemäß § 9 Abs. 1 des Pflanzen-
schutzgesetzes anfallen, sind zu ersetzen. Für
Reisekostenersätze gelten die jeweils anzuwenden-
den Sätze der Reisegebührenvorschrift der Bundes-
bediensteten sinngemäß."

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1992 in
Kraft.

Fischler

648. Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft, mit der die
Verordnung über die gemäß § 11 des Saatgut-
gesetzes 1937 zu entrichtende Plombierungsge-

bühr geändert wird

Auf Grund des §11 des Saatgutgesetzes 1937,
BGBl. Nr. 236, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 230/1982, wird verordnet:

Artikel I

Die Verordnung des Bundesministers für Land-
und Forstwirtschaft über die gemäß § 11 des
Saatgutgesetzes 1937 zu entrichtende Plombie-
rungsgebühr, BGBl. Nr. 220/1986, zuletzt geändert
durch die Verordnung BGBl. Nr. 646/1990, wird
wie folgt geändert:

§ 1 Abs. 3 lautet:

„(3) Ein Punkt der in den Anlagen A, B und C
angeführten Tarife entspricht einem Betrag von
11,60 S."

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1992 in
Kraft.

Fischler

649. Verordnung des Bundesministers für
Landesverteidigung, mit der die Verordnung
über den Krankentransport und die Anstalts-

pflege von Wehrpflichtigen geändert wird

Auf Grund des § 23 Abs. 3 des Heeresgebühren-
gesetzes 1985, BGBl. Nr. 87, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBl. Nr. 368/1991, wird ver-
ordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Landes-
verteidigung über den Krankentransport und die
Anstaltspflege von Wehrpflichtigen, BGBl.
Nr. 752/1990, wird wie folgt geändert:

1. Im § 1 tritt an die Stelle des Betrages „20 S" der
Betrag „21 S".

2. Im § 2 Z 1 tritt an die Stelle des Betrages
„1991 S" der Betrag „2281 S".

3. Im § 2 Z 2 tritt an die Stelle des Betrages
„337 S" der Betrag „355 S".

4. Der § 3 Abs. 2 lautet:

„(2) Der § 1 und der § 2 Z 1 und 2 in der Fassung
der Verordnung BGBl. Nr. 649/1991 treten mit
1. Jänner 1992 in Kraft."

Fasslabend

650. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten, mit der die
Verordnung über die Kennzeichnung flüssiger
Haushaltsreinigungsmittel auf Tensidbasis ge-

ändert wird

Auf Grund des § 32 des Bundesgesetzes gegen
den unlauteren Wettbewerb 1984, BGBl. Nr. 448, in
der Fassung der UWG-Novelle 1988, BGBl.
Nr. 422, wird verordnet:

Die Verordnung über die Kennzeichnung flüssi-
ger Haushaltsreinigungsmittel auf Tensidbasis,
BGBl. Nr. 187/1979, wird wie folgt geändert:

§ 2 Abs. 1 lautet:

„§ 2. (1) Flüssige Haushaltsreinigungsmittel auf
Tensidbasis dürfen nur mit einem Mindestfüllvolu-
men von 125, 250, 500, 750, 1 000 oder 1 500
Milliliter (ml) oder einem ganzzahligen Vielfachen
von 1 000 ml gewerbsmäßig verkauft, feilgehalten
oder sonst in Verkehr gesetzt werden."

Schüssel
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651 . Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten, mit der die
Verordnung über die Kennzeichnung flüssiger

händischer Geschirrspülmittel geändert wird

Auf Grund des § 3.2 des Bundesgesetzes gegen
den unlauteren Wettbewerb 1984, BGBl. Nr. 448, in
der Fassung der UWG-Novelle 1988, BGBl.
Nr. 422, wird verordnet:

Die Verordnung über die Kennzeichnung flüssi-
ger händischer Geschirrspülmittel, BGBl.
Nr. 191/1979, in der Fassung der Verordnung
BGBl. Nr. 70/1983, wird wie folgt geändert:

§ 2 Abs. 1 lautet:

„§ 2. (1) Flüssige händische Geschirrspülmittel
dürfen nur mit einem Mindestfüllvolumen von 125,
250, 350, 500, 750, 1000 oder 1500 Milliliter (ml)
oder einem ganzzahligen Vielfachen von 1 000 ml
gewerbsmäßig verkauft, feilgehalten oder sonst in
Verkehr gesetzt werden."

Schüssel

652. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten, mit der die
Verordnung über die Kennzeichnung flüssiger

Waschmittel für Textilien geändert wird

Auf Grund des § 32 des Bundesgesetzes gegen
den unlauteren Wettbewerb 1984, BGBl. Nr. 448, in
der Fassung der UWG-Novelle 1988, BGBl.
Nr. 422, wird verordnet:

Die Verordnung über die Kennzeichnung flüssi-
ger Waschmittel für Textilien, BGBl. Nr. 192/1979,
in der Fassung der Verordnung BGBl.
Nr. 322/1989, wird wie folgt geändert:

§ 2 Abs. 1 lautet:

„§ 2. (1) Flüssige Waschmittel dürfen nur mit
einem Mindestfüllvolumen von 125, 250, 500, 750,
1 000 oder 1 500 Milliliter (ml) oder einem
ganzzahligen Vielfachen von 1 000 ml und entwe-
der

1. in Behältnissen mit einer Verschlußkappe
(Meßkappe) oder

2. in Behältnissen, die zum Nachfüllen von
Behältnissen gemäß Z 1 bestimmt sind,

gewerbsmäßig verkauft, feilgehalten oder sonst in
Verkehr gesetzt werden."

Schüssel

653 . Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten, mit der die
Verordnung über die Kennzeichnung flüssiger

Weichspülmittel geändert wird

Auf Grund des § 32 des Bundesgesetzes gegen
den unlauteren Wettbewerb 1984, BGBl. Nr. 448, in
der Fassung der UWG-Novelle 1988, BGBl.
Nr. 422, wird verordnet:

Die Verordnung über die Kennzeichnung flüssi-
ger Weichspülmittel, BGBl. Nr. 193/1979, in der
Fassung der Verordnung BGBl. Nr. 179/1989, wird
wie folgt geändert:

§ 2 Abs. 1 lautet:

„§ 2. (1) Flüssige Weichspülmittel dürfen nur mit
einem Mindestfüllvolumen von 125, 250, 500, 750,
1 000 oder 1 500 Milliliter (ml) oder einem
ganzzahligen Vielfachen von 1 000 ml und entwe-
der

1. in Behältnissen mit einer Verschlußkappe
(Meßkappe) oder

2. in Behältnissen, die zum Nachfüllen von
Behältnissen gemäß Z 1 bestimmt sind,

gewerbsmäßig verkauft, feilgehalten oder sonst in
Verkehr gesetzt werden."

Schüssel

654. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung über die Studien-
ordnung für die Studienrichtung Elektrotech-

nik (Studienordnung Elektrotechnik)

Auf Grund des Bundesgesetzes über technische
Studienrichtungen (Tech-StG 1990), BGBl. Nr.
373/1990, in Verbindung mit dem Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetz (AHStG), BGBl. Nr.
177/1966, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 280/1991, wird verordnet:

Einrichtung

§1.(1) Die Studienrichtung Elektrotechnik ist an
der Technischen Universität Wien und an der
Technischen Universität Graz unter Bedachtnahme
auf die in § 1 AHStG und in § 1 Tech-StG 1990
genannten Grundsätze und Ziele einzurichten.

(2) An der Technischen Universität Wien sind
folgende Studienzweige einzurichten:

a) Energie- und Antriebstechnik;
b) Automatisierungs- und Regelungstechnik;
c) Nachrichten- und Informationstechnik;
d) Computertechnik.
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(3) An der Technischen Universität Graz sind
folgende Studienzweige einzurichten:

a) Elektrische Energietechnik;
b) Elektronik und Nachrichtentechnik;
c) Prozeßtechnik;
d) Elektro- und Biomedizinische Technik;
e) Elektrotechnik-Toningenieur.

Studienabschnitte

§ 2. Der erste Studienabschnitt umfaßt vier
Semester, der zweite Studienabschnitt umfaßt sechs
Semester.

Erste Diplomprüfung

§ 3. (1) Die erste Diplomprüfung umfaßt
folgende Fachgebiete:

a) Elektrotechnik;
b) Informatik;
c) Mathematik und Rechenverfahren;
d) Technisch-Naturwissenschaftliche Grundla-

gen;
e) Nach Maßgabe des gewählten Studienzwei-

ges:
1. im Studienzweig „Elektro- und Biomedizi-

nische Technik": Medizinisch-Biologische
Grundlagen;

2. im Studienzweig „Elektrotechnik-Tonin-
genieur": Musikalisch-Akustische Grund-
lagen.

(2) Art und Stundenumfang der den einzelnen
Teilprüfungsfächern zugrundeliegenden Lehrver-
anstaltungen sind im Studienplan im Umfang von
insgesamt 70 bis 95 Wochenstunden festzulegen.

Zweite Diplomprüfung

§ 4. Die zweite Diplomprüfung umfaßt folgende
Fachgebiete:

(1) Pflichtfächer:
1. Im Studienzweig „Energie- und Antriebstech-

nik":
a) Theoretische, allgemeine und vertiefende

Elektrotechnikfächer;
b) Energieumformung und -Verteilung;
c) Prozeß- und Automatisierungstechnik.

2. Im Studienzweig „Automatisierungs- und
Regelungstechnik":
a) Theoretische, allgemeine und vertiefende

Elektrotechnikfächer;
b) Regelungs- und Meßtechnik;
c) Elektronik.

3. Im Studienzweig „Nachrichten- und Informa-
tionstechnik" :
a) Theoretische, allgemeine und vertiefende

Elektrotechnikfächer;

b) Nachrichtenübertragung/Informations-
verarbeitung;

c) Elektronik und Hochfrequenztechnik.

4. Im Studienzweig „Computertechnik":
a) Theoretische, allgemeine und vertiefende

Elektrotechnikfächer;
b) Computer- und Peripherietechnik;
c) Programmierungs- und Systemtechnik.

5. Im Studienzweig „Elektrische Energietech-
nik":
a) Theoretische, allgemeine und vertiefende

Elektrotechnikfächer;
b) Elektrische Anlagen und Hochspannungs-

technik;
c) Elektrische Maschinen und Antriebstech-

nik.

6. Im Studienzweig „Elektronik und Nachrich-
tentechnik" :
a) Theoretische, allgemeine und vertiefende

Elektrotechnikfächer;
b) Elektronik;
c) Nachrichtentechnik.

7. Im Studienzweig „Prozeßtechnik":
a) Theoretische, allgemeine und vertiefende

Elektrotechnikfächer;
b) System- und Regelungstechnik;
c) Meßtechnik.

8. Im Studienzweig „Elektro- und Biomedizini-
sche Technik":
a) Theoretische, allgemeine und vertiefende

Elektrotechnikfächer;
b) Biomedizinische Technik;
c) Elektronik und Nachrichtentechnik.

9. Im Studienzweig „Elektrotechnik-Toninge-
nieur" :
a) Theoretische, allgemeine und vertiefende

Elektrotechnikfächer;
b) Musikalische Grundlagen;
c) Elektronik und Nachrichtentechnik;
d) Studio- und Aufnahmetechnik.

(2) Wahlfächer zur Vertiefung oder Ergänzung
der Pflichtfächer nach Wahl des Studierenden aus
den im Studienplan festgelegten Wahlfächerkatalo-
gen (gebundene Wahlfächer).

(3) Wahlfächer, die der Studierende aus dem
Angebot an wissenschaftlichen Lehrveranstaltungen
frei wählen kann.

§ 5. (1) Art und Stundenumfang der den
einzelnen Teilprüfungsfächern zugrundeliegenden
Lehrveranstaltungen sind im Studienplan nach
Maßgabe der folgenden Absätze im Umfang von
insgesamt 110 bis 140 Wochenstunden festzulegen.

(2) Für die Pflichtfächer gemäß § 4 Abs. 1 sind an
der Technischen Universität Wien 55% und an der
Technischen Universität Graz 51% der insgesamt
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für die zweite Diplomprüfung vorgesehenen Wo-
chenstunden festzusetzen.

(3) Auf die freien Wahlfächer gemäß § 4 Abs. 3
entfallen 15 Wochenstunden.

(4) Die zur Erreichung der gemäß Abs. 1
festgelegten Gesamtstundenzahl fehlenden Wo-
chenstunden hat der Studienplan nach Maßgabe der
vorhandenen Lehr- und Forschungseinrichtungen
als gebundene Wahlfächer gemäß § 4 Abs. 2
insbesondere aus den Fachgebieten gemäß § 4 Abs. 1
und aus den Gebieten Wirtschaftswissenschaften,
Mikroelektronik, Schaltungstechnik, Konstruktion,
Vermittlungstechnik, Umwelt, Management, Soft-
waretechnik, Peripherietechnik, Schaltgeräte, Iden-
tifikation, Fertigungstechnik und Hochspannungs-
technik vorzusehen.

§ 6. Wird im Rahmen der gebundenen Wahlfä-
cher ein im Studienplan festgelegter Katalog von
wirtschaftswissenschaftlichen Lehrveranstaltungen
gewählt, so ist im Diplomprüfungszeugnis an die
Bezeichnung der Studienrichtung „Elektrotechnik"
der Zusatz „Wirtschaft" anzuschließen.

Inkrafttreten
§ 7. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. Oktober

1992 in Kraft.
(2) Der Studienplan auf Grund dieser Verord-

nung kann bereits ab dem auf ihre Kundmachung
folgenden Tag erlassen werden; er darf jedoch
frühestens mit dem 1. Oktober 1992 in Kraft gesetzt
werden.
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